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Wirtschaftsreformen in der DDR-
Das Soziale in der Marktwirtschaft 

Die DDR im Umbruch: Die Ent­
wicklungen überschlagen sich und 
haben alle Lebensbereiche erfaßt -
allen voran die Ordnung des Wirt-
schaftens. Ihr kommt beim jetzt 
bevorstehenden Neuanfang eine 
Schlüsselrolle zu. Ganz augenfällig 
ist die Misere der DDR eng an ihre 
40jährige sozialistische Planwirt­
schaft geknüpft. Deshalb wurde 
der bis vor kurzem begründete 
Glaube an sozialistische Komman­
dowirtschaft und Plan innerhalb 
kürzester Zeit durch das Bekennt­
nis zur Marktwirtschaft ersetzt. 
Selbst höchsten Staatsvertretern 
und Funktionären kommt es mitt­
lerweile leicht über die Lippen. 

Doch damit allein ist noch nicht 
viel gewonnen. Jetzt müßte die 
Umsetzung erfolgen - und gerade 
da liegen die Probleme. Nicht nur 
in den organisatorisch-praktischen 
und rechtlichen Bereichen, die 
nicht Gegenstand dieses Papiers 
sind, sondern, fast mehr noch, im 
Grundsätzlichen. Bei vielen Funk­
tionären besteht die Gefahr, daß 
ihre heutige Haltung weniger auf 
Überzeugung als auf taktischen 
Erwägungen beruht. Zu häufig 
lassen sie erkennen, daß ihnen eher 
an einem durch Marktelemente 
ergänzten Staatsdirigismus als an 
der konsequenten Ablösung der 
alten Wirtschaftsstrukturen gele­
gen ist. Auf Seiten der Bevölkerung 
hingegen gibt es - neben aller 
Euphorie - auch Angst vor dem 
unbekannten Neuen. Und sie wird 
bewußt geschürt: Als Angst vor 
sozialem Abbau, vor Arbeitslosig­
keit, vor "Ausverkauf". Dabei 
macht jahrzehntelange Desinfor­
mation durch die Staatspartei dem 
Bürger ein klares, unbefangenes 
Urteil noch schwieriger. 

In dieser Situation ist die Wirt­
schaftswissenschaft gefordert, die 

- frei von allen ideologischen und 
parteipolitischen Rücksichtnah­
men - etwas von den Gesetzen des 
Wirtschaf tens und von den Zusam­
menhängen zwischen ökonomi­
scher und sozialer Ordnung ver­
steht. Sie muß helfen, die Nebel zu 
lichten und die Rahmenbedingun­
gen für eine menschenwürdige, 
effiziente Wirtschafts- und Ge­
sellschaftsordnung aufzuzeigen -
ganz gleich, mit welcher Ge­
schwindigkeit und in welchen 
Formen und Etappen die deutsche 
Einigung sich vollzieht. Dabei 
kommt es auch heute wieder dar­
auf an, daß wir uns - wie es 
Ludwig Erhard formulierte - der 
Gunst der Stunde würdig erweisen 
und in der Erkenntnis des Richti­
gen das Richtige auch tun. 

Das gilt für beide Teile Deutsch­
lands. Insofern erlaubt der Blick in 
Richtung DDR auch Einblicke in 
das System der Bundesrepublik, in 
seine Bedingungen und Funktions­
zusammenhänge, seine Stärken 
und Schwächen und, vor allem, 

seine Gefährdungen. Denn auch 
hier gilt: Nichts von dem Erreich­
ten ist selbstverständlich. Alles 
muß, ganz im Sinne Goethes, 
immer wieder aufs neue erworben 
werden, wenn wir es dauerhaft 
besitzen wollen. Das gilt auch für 
die sozialen Errungenschaften. 

Ohne Effizienz ist kein Staat zu 
machen - und schon gar kein 
sozialer 

Die von einigen immer noch ge­
hegte Vorstellung eines dritten 
Weges zwischen Sozialismus und 
Marktwirtschaft, der die "soziali­
stischen Errungenschaften" mit 
der Effizienz des Marktes verbin­
det, macht vor allem an der -
wirklichen oder nur vorgegebenen 
- Befürchtung fest, eine auf Lei­
stung, Wettbewerb und Gewinner-
zielung ausgerichtete Wirtschafts­
ordnung sei nicht "sozial". Diesem 
Irrglauben wird im Westen durch 
Äußerungen über das vermeintli­
che "Diktat des Profits und der 
Unternehmerschaft" (Steinküh-
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1er), die "Macht des großen Kapi­
tals" (Schmude), die "Ellbogenge-
sellschaft" (Momper) und die 
"soziale Kälte" Vorschub geleistet. 
Äußerungen wie diese und die vom 
" inhumanen Kapi ta l i smus" 
(DGB-Chef Breit) zeichnen aus 
durchsichtigen Motiven ein Zerr­
bild der Marktwirtschaft. Und sie 
verleugnen den moralischen An­
trieb, der hinter dieser Marktwirt­
schaft steht. 

Jeder Interessierte weiß: Die Ar­
chitekten der Sozialen Marktwirt­
schaft ließen sich bei der Entwick­
lung ihrer ordnungspolitischen 
Konzeption gerade von ihrem 
christlichen Glaubens- und Men­
schenverständnis leiten. Danach ist 
der Mensch in seinen Entschei­
dungen autonom und nicht Lehm 
in den Händen der jeweils tonan­
gebenden gesellschaftlichen Grup­
pen. Zugleich ist er eingebunden in 
die Gemeinschaft - deren er und 
die ihrerseits seiner bedarf - und 
von daher mitverantwortlich für 
seinen Nächsten. Dieses Men­
schenbild liegt der Sozialen Markt­
wirtschaft zugrunde. 

Bei seiner Umsetzung in eine ord­
nungspolitische Gesamtkonzeption 
konnten die Väter der Sozialen 
Marktwirtschaft auf Adam Smith, 
den Gründer der modernen Natio­
nalökonomie, zurückgreifen. Er 
erkannte den Marktpreis nicht nur 
als Entgelt für eine bestimmte 
Leistung, sondern als Steuerungs­
instrument für die Lenkung der 
Produktionsfaktoren: Steigen die 
Preise für ein bestimmtes Produkt, 
weil die Nachfrage gewachsen ist, 
so signalisieren sie dem Produzen­
ten zusätzliche Gewinne - die 
Produktion steigt und die Versor­
gungslage bessert sich. Umgekehrt 
signalisieren sinkende Preise ge­
ringeren Bedarf. Das Neue an die­
ser Erkenntnis: Preise sind nicht 
nur Belohnung für eigenes Tun. Sie 
sind darüber hinaus wichtige In­
formationsübermittler dessen, was 

die Menschen wünschen und re­
geln damit die Produktion, ohne 
daß obrigkeitliche Eingriffe nötig 
werden. In einer solchen Markt­
wirtschaft handelt der einzelne, 
der die Produktionsfaktoren den 
Preissignalen entsprechend ein­
setzt, zugleich sozial. Die "un­
sichtbare Hand" des Marktes ist 
insoweit das wirksamste und ver­
läßlichste Sozialinstrument. 

Daß Adam Smith darüber hinaus 
die soziale Verantwortung der 
Gemeinschaft gerade für die Not­
leidenden betont, ist weniger be­
kannt. Angesichts der Doppelnatur 
des Menschen - eigennützig und, 
in Grenzen, mitfühlend - emp­
fiehlt er, sich beim Tausch von 
Leistungen nicht auf die Selbstlo­
sigkeit der Menschen zu verlassen. 
Ihm lag das wirtschaftliche Auf­
blühen der Nation vor allem des­
halb am Herzen, weil es der einzige 
Weg war, auch dem armen Tage­
löhner zu einem besseren Schicksal 
zu verhelfen. Smith erkannte: Nur 
wenn die Zahl der Arbeitsplätze 
schneller steigt als die Zahl der 
Arbeitskräfte, kann der Lohnsatz 
angehoben werden. 

Funktionierende Märkte bewirken 
also eine Verbesserung der 
Lebenssituation und der Entfal­
tungsmöglichkeiten vor allem bei 
den weniger Begüterten durch all­
gemeines Wirtschaftswachstum. 
Sie stehen damit im Dienst eines 
Ziels, dem man moralische Quali­
tät nicht absprechen kann. Damit 
die eigennützige Betätigung der 
Menschen diese gemeinnützige 
Wirkung allerdings entfalten kann 
und nicht ins Gegenteil mündet, 
muß die Vielzahl der individuellen 
Antriebe durch eine strikte, staat­
lich garantierte Wettbewerbsord­
nung gezügelt werden. 

Wer unter Wettbewerbsdruck 
steht, kann sich nur von guter und 
preiswerter Erfüllung der Kun­
denbedürfnisse Gewinn verspre-
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chen. Durch den Wettbewerb der 
Anbieter wird der Kunde zum 
König, die Macht des einzelnen 
Anbieters wird beschränkt und das 
Privateigentum zugleich in den 
Dienst des Gemeinwohls gestellt. 
Wettbewerb zwischen den Unter­
nehmen erfordert überdies, daß 
die Zufriedenheit der eigenen 
Arbeitnehmer erhalten bleibt. 
Gerade dem harten Wettbewerbs­
druck auf den Gütermärkten und 
dem dadurch erreichten Produkti­
vitätsanstieg ist zu verdanken, daß 
die Arbeitseinkommen in der 
Bundesrepublik heute höher und 
die Arbeitszeiten niedriger sind als 
jemals zuvor (siehe Grafik S.l). 

Für die moralische Beurteilung des 
Marktes und seiner Wirkungen 
kommt es nach all dem nicht auf 
die einzelne Markttransaktion, 
sondern allein auf die Rahmenord­
nung als Ganzes an, die Markt und 
Wettbewerb dazu nutzt, die 
Lebensmöglichkeiten aller zu ver­
bessern. 

Dieser ordnungspolitischen Kon­
zeption stehen die moralischen 
Defizite einer Wirtschaftspolitik 
gegenüber, die - meist ideologisch 
motiviert - in den Markt eingreift 
und die Lenkungsfunktion von 
Wettbewerbspreisen außer Kraft 
setzt. Wohin das führt, haben die 
Bürger in Osteuropa bitter erfah­
ren: Gerade die zur Steigerung 
ihres Lebensstandards notwendi­
gen Mittel sind durch ein ineffi­
zientes Wirtschaftssystem seit 
Jahrzehnten sinnlos vergeudet 
worden. Dieser trostlose Befund 
und der empirische Vergleich der 
bislang nebeneinander existieren­
den Wirtschaftsordnungen von Ost 
und West legt geradezu zwingend 
nahe: Eine soziale Ordnung, die 
den Wohlstand breitester Schichten 
will, braucht eine funktionierende 
Marktwirtschaft als Fundament. 
Nur auf dieser Grundlage können 
soziale Gerechtigkeit und persön­
liche Freiheit gedeihen. 
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In einem Satz: Grund und Ursache 
aller sozialen Errungenschaften 
und damit auch ihr Garant für die 
Zukunft ist zunächst der Markt­
prozeß selbst. So wichtig einzelne 
sozialpolitische Maßnahmen darü­
ber hinaus auch sein mögen: Ohne 
die wirtschaftliche Triebkraft des 
Marktes würde ihnen allen bald die 
Grundlage entzogen. 

Eine Gesellschaft, die auch weiter­
hin soziale Sicherung und sozialen 
Fortschritt für alle ihre Glieder 
will, muß deshalb Marktbefreiung 
und Wettbewerbssicherung zu ei­
nem ihrer Hauptanliegen machen. 
Marktbefreiung gibt den dynami­
schen Kräften Raum. Regulierun­
gen oder Einschränkungen des 
Wettbewerbs hingegen nützen 
nicht dem Gesamtwohl, sondern in 
der Regel nur bestimmten Interes­
sengruppen. Die mutigste Markt­
befreiung haben wir Ludwig Er­
hard zu verdanken, der im Jahre 
1948 die behördliche Bewirtschaf­
tung vieler Güter des täglichen 
Bedarfs mit einem Federstrich 
beseitigte - gegen alle Welt und 
gegen den Rat unzähliger Exper­
ten, die gerade aus "sozialen Grün­
den" für die Beibehaltung der 
Bewirtschaftung plädierten. Er­
hards Entschlossenheit und Erfolg 
sollten auch heute Ansporn sein, 
die anstehenden Reformen beherzt 
anzupacken. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit 

Unter den eher nebulösen "sozia­
len Errungenschaften" der DDR 
wird häufig die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes - wenn auch nicht 
einer bestimmten Arbeitsstelle -
besonders hervorgehoben. Demge­
genüber befürchten viele Men­
schen in der DDR als Folge des 
Übergangs zur Marktwirtschaft 
und der damit verbundenen Ratio­
nalisierung in Betrieben und Büro­
kratie den Ausbruch von Arbeits­
losigkeit. Diese Befürchtungen 
sind nicht grundlos. In einem 

marktwirtschaftlichen System c 
kann die Sicherheit des Arbeits- s 
platzes kaum garantiert werden, f 
Selbständig operierende Unter- I 
nehmen, die sich im Wettbewerb s 
behaupten müssen, können nicht \ 
zur Einstellung von Arbeitskräften c 
gezwungen werden. Ebensowenig / 
darf es ihnen generell untersagt e 
sein, Arbeitskräfte freizusetzen, s 
wenn dies aus wirtschaftlichen 
Gründen notwendig ist. \ 

h 
In einer funktionierenden Markt- a 
Wirtschaft kann es mithin eine r 
Garantie des einzelnen Arbeits- v 
platzes nicht geben. Dennoch leitet l 
die marktwirtschaftliche Um- a 
Wandlung in der DDR keineswegs n 
Arbeitslosigkeit in großem Stil ein. c 
Das Gegenteil wird der Fall sein, s 
Bei richtiger Wirtschaftspolitik n 
führt der Rationalisierungseffekt u 
schon bald zu erhöhtem Produk- / 
tionsvolumen und vermehrtem d 
Wohlstand. Die Erfahrungen der u 
letzten Jahre in der Bundesrepu- v 
blik zeigen, wie in einer wachsen- c 
den Wirtschaft bei einer der Ar- v 
beitsproduktivität angemessen u 
Lohnpolitik Beschäftigungssteige- ü 
rungen erreicht werden können n 
(siehe Grafik). Je höher die Pro- d 
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tem duktivität der Arbeit, desto grös-
îits- ser, bei gegebenem Lohn, die 
den. Nachfrage nach Arbeitskräften, 
ter- Da die Einführung der Marktwirt-
/erb schaft einen erheblichen Produkti-
icht vitätsschub erwarten läßt, wird für 
ften die DDR bei einer Lohnpolitik mit 
snig Augenmaß das Problem einer dau-
sagt erhaften und massiven Arbeitslo-
zen, sigkeit nicht entstehen. 
:hen 

Vorübergehende Arbeitslosigkeit 
hingegen läßt sich nicht völlig 

rkt- ausschließen - vor allem dann 
^ine nicht, wenn in einzelnen Regionen 
dts- wegen der zukunftsorientierten 
îitet Umstrukturierung der Wirtschaft 
Im- alte Arbeitsplätze abgebaut werden 
vegs müssen, ehe andere in neuen Bran-
ein. chen oder Betrieben geschaffen 
ein. sind. Für den einzelnen Arbeit-
litik nehmer kann dies bedeuten, daß er 
Fekt unter Umständen einen anderen 
uk- Arbeitsplatz suchen, sich verän-
tem derten Anforderungen anpassen 
der und eventuell auch den Wohnort 
pu- wechseln muß. Das mag von man-
ien- chem als Belastung empfunden 
Ar- werden. Bei Abwägung der Vor-
;sen und Nachteile sollte aber nicht 
ige- übersehen werden: Die vielberufe­
nen ne Sicherheit des Arbeitsplatzes in 
>ro- der DDR ist das gesamte Volk und 
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jeden einzelnen Bürger teuer zu 
stehen gekommen. Denn gerade 
der Zwang zur Beschäftigung von 
Arbeitskräften an der falschen 
Stelle ist einer der wesentlichen 
Ursachen für die geringe Arbeits­
produktivität und damit für den 
wirtschaftlichen Rückstand der 
DDR mit seinen negativen Aus­
wirkungen auf nahezu alle Berei­
che des täglichen Lebens. Wachs­
tum und höhere Produktivität hin­
gegen eröffnen nicht nur neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten. Sie 
geben auch Spielraum für Lohner­
höhungen, die den Arbeitnehmer 
am steigenden Wohlstand teilhaben 
lassen. Ohnehin werden die Unter­
nehmen in der DDR wegen der 
Abwanderungsmöglichkeiten un­
ter Druck stehen, erzielte Produk­
tivitätsfortschritte rasch in Lohn­
erhöhungen weiterzugeben. 

Arbeitslosigkeit ist also keineswegs 
notwendige Begleiterscheinung 
von Marktwirtschaft, wie von so­
zialistischer Seite gerne dargestellt 
wird. Und wenn sie im Einzelfall 
eintritt, hat gerade das in der 
Bundesrepublik entwickelte Sy­
stem der Sozialen Marktwirtschaft 
Vorkehrungen gegen ein Absinken 
in Armut geschaffen. Auch in der 
DDR kann eine aus Abgaben der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber fi­
nanzierte Arbeitslosenunterstüt­
zung verhindern, daß Arbeits­
platzverlust zum existentiellen 
Risiko wird. Bei Aufbau und 
Bemessung dieser Unterstützung 
sollte aber berücksichtigt werden: 
Eine zu geringe Arbeitslosenun­
terstützung kann genauso unsozial 
sein wie eine zu großzügige. Eine 
zu geringe Unterstützung würde 
die Personen benachteiligen, die 
ohne ihr Verschulden nicht oder 
noch nicht wieder in den Arbeits­
prozeß integriert werden. Ein 
großzügig bemessenes Arbeitslo­
sengeld, wie es sich - mit einem 
Nettoeinkommen von 80% des 
früheren Arbeitseinkommen - die 
reiche Volkswirtschaft der Bun­

desrepublik leistet, vermindert 
hingegen fast jeden Anreiz für den 
Arbeitslosen, auch eine ihm nicht 
von vornherein genehme Arbeit zu 
suchen oder anzunehmen. So ver­
lockend eine solche Verminderung 
des Zwangs zur Verwertung seiner 
Arbeitskraft dem einzelnen auch 
erscheinen mag: Das Ergebnis -
erhöhte Arbeitslosigkeit - ist 
ebenso unsozial wie die dahinter­
stehende Mentalität, die darauf 
hinausläuft, die anderen arbeiten­
den Menschen für seine Unterstüt­
zung aufkommen zu lassen und ihr 
verfügbares Einkommen entspre­
chend zu schmälern. 

Im Spannungsfeld von 
wirtschaftlicher Effizienz und 
sozialem Frieden 

Vereinfacht läßt sich sagen: Je 
"reiner" das marktwirtschaftliche 
Prinzip realisiert wird, desto effi­
zienter arbeitet die Wirtschaft. 
Denn je härter der Anpassungs­
druck, desto größer der Zwang zu 
wirtschaftlich rationalem Verhal­
ten. Eine solche Wirtschaftsord­
nung bleibt aber Theorie. Der für 
die Stabilität der Gemeinschaft 
nicht minder notwendige soziale 
Friede erfordert Stoßdämpfer. 

Daraus ergibt sich ein Spannungs­
verhältnis zwischen wirtschaftli­
cher Effizienz und sozialer Befrie­
dung, das sich nie völlig aufheben 
läßt und doch im Interesse des 
ganzen entschärft werden muß. 
Diese Aufgabe des Austarierens 
stellt sich jeder Wirtschaftsord­
nung nach den ihr eigenen Prämis­
sen und damit auch immer wieder 
neu. Feste Patente für diesen Ba­
lanceakt gibt es nicht, wohl aber 
Erfahrungen und allgemein gültige 
Erkenntnisse. So muß, soll das 
Ganze nicht Schaden nehmen, die 
Umverteilung von Einkommen 
und Berufschancen dort ihre 
Grenze finden, wo sie das Funk­
tionieren des Marktmechanismus 
nachhaltig beeinträchtigt. Mit 

anderen Worten: Das Leistungs­
prinzip muß in seinem Kern erhal­
ten bleiben, um die notwendigen 
Leistungsanreize zu geben. Wer 
mehr leistet als der Durchschnitt, 
muß das Recht auf ein höheres 
Einkommen erhalten. Wer bereit 
ist, Risiken und Verlustgefahren 
einzugehen und bei positivem 
Ausgang seines Engagements 
überdurchschnit t l ich verdient, 
muß einen großen Teil dieses 
Einkommens behalten können. 
Andernfalls stirbt die Bereitschaft 
zum Risiko und tötet damit zu­
gleich die Innovationsfähigkeit der 
Volkswirtschaft, denn das Betreten 
von wirtschaftlichem Neuland ist 
immer mit besonders hohem Risi­
ko verbunden. Auf einen Nenner 
gebracht: Das Leistungsprinzip als 
Motor einer florierenden Volks­
wirtschaft führt zwingend zu ei­
nem gewissen Maß an Ungleich­
heit. Hohes Wohlstandsniveau für 
alle resultiert nicht in gleich hohem 
Wohlstand für jeden einzelnen. 
Solche Gleichmacherei ist nur 
möglich, wenn ein Volk auf Wohl­
stand überhaupt verzichtet und ge­
meinsam den Weg in die Armut 
antritt. Die DDR war - lange genug 
- ein Beispiel dafür. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist ein 
Versuch, das Spannungsverhältnis 
zwischen Effizienz und sozialen 
Frieden im Gleichgewicht zu hal­
ten, um so den sozialen Konsens zu 
ermöglichen, der für die Stabilität 
von Demokratie und Marktwirt­
schaft so unerläßlich ist. Das Ele­
ment der Marktwirtschaft ver­
schafft Wohlstand und Freiheit. 
Das Element des Sozialen schlägt 
sich nieder in einem ausgebauten 
Sozialsystem. Unter dem Gesichts­
punkt des sozialen Friedens und 
damit der Stabilität von Demokra­
tie und Marktwirtschaft kam daher 
insbesondere in den Anfangsjah­
ren unserer Republik dem Aufbau 
des Sozialsystems eine große Be­
deutung zu. Ohne solche Maßnah­
men wäre die Akzeptanz der 
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marktwirtschaftlichen Ordnung 
nicht erreichbar gewesen. Es sei 
nur daran erinnert, daß noch bis 
1952 sich in zahlreichen Repräsen­
tativbefragungen eine Mehrheit 
der Bevölkerung gegen die markt­
wirtschaftliche Ordnung aussprach 
und die Gewerkschaften Sturm 
gegen Ludwig Erhards ordnungs­
politisches Konzept liefen. 

Sozialstaat Bundesrepublik: 
Errungenschaften und Gefähr­
dungen 

Die soziale Sicherung in der Bun­
desrepublik ist in einem für viele 
kaum vorstellbaren Maße ausge­
baut. Sie umfaßt zum einen die 
drei großen Sozialversicherungs­
systeme der Gesetzlichen Kran­
ken-, Arbeitslosen- und Renten­
versicherung. Dazu kommt eine 
ganze Palette gesetzlich begründe­
ter, tarifvertraglicher oder freiwil­
liger Sozialleistungen, die von den 
Unternehmen selbst erbracht wer­
den, wie Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, betriebliche Al­
tersversorgung, Abfindungen bei 
Arbeitsplatzverlust und großzügi­
ge Urlaubsregelungen. Schließlich 
leistet der Staat weitere beträchtli­
che Hilfen wie Kindergeld, Erzie­
hungsgeld, Sozialhilfe, Wohngeld, 
sozialer Wohnungsbau, Ausbil­
dungsförderung und steuerliche 
Vergünstigungen für die Familie. 

Allerdings: Auch dieses System der 
sozialen Sicherung, um das die 
Menschen der Bundesrepublik 
beneidet werden, wird hier nicht 
als fertiges Gebäude betrachtet. 
Seine vorrangigen Ziele - Sicher­
heit vor Wechselfällen im Leben, 
ausreichendes Einkommen im Al­
ter und gleichmäßigere Verteilung 
des Wohlstands - noch besser zu 
erreichen und für die eigene 
Klientel noch mehr herauszuholen, 
macht einen großen Teil des unab­
lässigen Ringens aller gesellschaft­
lichen Gruppierungen aus. Dabei 
hat vor allem der Wettstreit der po­

litischen Parteien um die Gunst der 
Wähler zur steigenden Beanspru­
chung des Wirtschaftsergebnisses 
durch soziale Leistungen geführt. 
Von 1955 bis jetzt ist der Anteil 
der Sozialausgaben am Sozialpro­
dukt von 16,4% auf über 30% 
gestiegen. Damit werden bei uns 
im Rahmen des Systems der sozia­
len Sicherung heute mehr als 30 
Pfennig jeder erwirtschafteten 
Mark umverteilt. Mit zunehmen­
dem Wohlstand der bundesdeut­
schen Gesellschaft haben also nicht 
nur die Sozialausgaben in Mark 
und Pfennig zugenommen. Auch 
ihr Anteil an der gesamten Wirt­
schaftsleistung ist in unvorstellba­
rem Maße gestiegen. Gleichzeitig 
aber ging - ein Alarmsignal - die 
Investitionsquote, also der Anteil 
jener Mittel, die für neue Arbeits­
plätze aufgewendet werden müs­
sen, zurück (siehe Grafik). 

An den erstgenannten Zahlen 
gemessen, waren die letzten vierzig 
Jahre die sozialpolitisch erfolg­
reichste Periode der deutschen 
Geschichte. Doch diese Entwick­
lung hat auch ihre oft übersehenen 
oder verdrängten Schattenseiten. 

Die Fülle der sozialen Errungen­
schaften ließ sich nur durch fort­
während steigende Abgaben der 
Bürger erkaufen. Heute werden 
von jeder D-Mark Beitrag zum 
Sozialprodukt rund 50% an Abga­
ben und Steuern abgezogen. Bela­
stungen dieser Größenordnung 
untergraben den Leistungswillen 
der Bürger und verleiten dazu, das 
System der sozialen Sicherung 
mißbräuchlich zu nutzen. Ertragen 
lassen sich die Belastungen dann, 
wenn die Wirtschaft insgesamt 
hocheffizient arbeitet. Doch durch 
immer neue sozialpolitisch moti­
vierte Eingriffe in das Marktsy­
stem wird gerade die Leistungsfä­
higkeit der Wirtschaft gefährdet 
und damit auf mittlere Sicht der 
eigentlichen Quelle von Einkom­
men und Wohlstand das Wasser 
abgegraben. 

Diese Zusammenhänge und die 
daraus herrührenden Gefahren 
wurden schon von den Vätern der 
Sozialen Marktwirtschaft erkannt. 
So hat Ludwig Erhard frühzeitig 
darauf hingewiesen: "Die soziale 
Marktwirtschaft kann nicht gedei­
hen, wenn die ihr zugrunde liegen-
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de geistige Haltung, d.h. also die 
Bereitschaft, für das eigene 
Schicksal Verantwortung zu tragen 
und aus dem Streben nach Lei­
stungssteigerung an einem ehrli­
chen freien Wettbewerb teilzuneh­
men, durch vermeintlich soziale 
Maßnahmen auf benachbarten 
Gebieten zum Absterben verurteilt 
wird." Genau dieser Weg wurde 
aber seit Beginn der sechziger 
Jahre eingeschlagen. Obwohl mit 
wachsendem Wohlstand die Not­
wendigkeit für staatlich vorge­
schriebene und gelenkte Sozial­
maßnahmen eher abnahm, wurde 
die Sozialkomponente immer wei­
ter ausgebaut und mit ungezählten 
gesetzgeberischen Vorschriften 
immer stärker in den Ordnungs­
rahmen eingegriffen. Dahinter 
steht die Vorstellung, möglichst 
viele dieser Komponenten für 
möglichst viele Gruppen der Ge­
sellschaft ergäben ein Höchstmaß 
an sozialer Gerechtigkeit. Doch das 
ist ein Trugschluß. 

Soziale Gerechtigkeit und mit ihr 
demokratische Stabilität sind in 
erster Linie eine Frage der Grund­
sätze, nach denen umverteilt wird. 
Der Verdruß an der Politik in 
vielen westlichen Ländern beruht 
nicht darauf, daß zuviel oder 
zuwenig umverteilt wird. Er rührt 
daher, daß die Umverteilung eher 
willkürlich erfolgt. Gut organi­
sierte Interessengruppen setzen 
heute auf politischem Wege Ein­
kommenszuweisungen durch, die 
über ihre Markteinkommen weit 
hinausgehen. Umverteilt wird 
weniger zwischen den Bedürftigen 
und Nicht-Bedürftigen als zwi­
schen den gut und schlecht Orga­
nisierten. Die damit verbundene 
Willkür birgt letztlich Gefahren 
für die Demokratie selbst. Jeder 

Fazit: 

• Auch wenn mittlerweile höch­
sten DDR-Staatsvertretern das 
Wort "Marktwirtschaft" leicht 
über die Lippen kommt: Zu 
häufig wird dabei immer noch 
erkennbar, daß sie in Wirklich­
keit durch einen auf Marktele­
mente ergänzten Staatsdirigis­
mus zielen. 

§ Dabei wird auch mit der Furcht 
vor dem Abbau "sozialistischer 
Errungenschaften" gearbeitet 
und Sozialangst genährt. Doch 
das stellt die Dinge auf den 
Kopf. 

• Gerade eine funktionierende 
Marktwirtschaft ist Quelle und 
Garant sozialer Sicherheit für 
alle Bürger. 

• Wirtschaftliche Effizienz und 
sozialen Frieden immer wieder 
im Gleichgewicht zu halten, ist 
Aufgabe der Sozialen Markt­
wirtschaft. Um dieses Gleichge­
wicht muß - in der DDR wie in 
der Bundesrepublik - immer 
wieder neu gerungen werden. 

befürchtet, beim Wettbewerb am 
politischen Markt zu kurz zu 
kommen. 

Damit ist die Wohlstandsgesell­
schaft in der Bundesrepublik auf 
dem Wege, ihre Anpassungsfähig­
keit zu verlieren. Der allgegenwär­
tige Druck der Interessengruppen 
und das dadurch hervorgerufene 
ängstliche Schielen der Politiker 
auf den nächsten Wahltermin ver­
hindern konsequente Politik. 
Armin Gutowski, der Nationalö­

konom, hat dies mit seinem Wort 
von der Tyrannei des Status quo 
gekennzeichnet: "Wir sind an dem, 
was wir geschaffen haben, festge­
wachsen; wir möchten den Wohl­
stand fortschreiben, nicht aber die 
Bedingungen einhalten, die ihn 
überhaupt erst ermöglichen." An 
dieser Erkenntnis gemessen ist in 
der Bundesrepublik von heute 
nicht die quantitative Ausweitung 
des Sozialstaats, sondern seine qua­
litative Aufbesserung das Gebot 
der Stunde. 

Ausblick 

Niemand kann zum heutigen Zeit­
punkt Eigendynamik, Schrittempo 
und Ergebnisse der politischen 
Entwicklung vorhersagen. Wir alle 
tasten uns vor. Entscheidend ist 
nur, daß dabei die richtige Rich­
tung eingeschlagen wird. 

Aber jeder könnte und sollte wis­
sen: Die Ausgestaltung der Wirt­
schaftsordnung ist der eigentliche 
Kern jeder Gesellschaftspolitik. 
Die sozialen Anliegen lassen sich 
nur lösen auf der Grundlage einer 
in sich stimmigen ordnungspoliti­
schen Konzeption, die den ökono­
mischen, sozialen und ökologi­
schen Anliegen der Menschen glei­
chermaßen Rechnung trägt. 

Die darin gesetzte Hoffnung des 
einzelnen hat Ludwig Erhard nach 
dem Kriege so beschrieben: "Ich 
will aus eigener Kraft für mein 
Schicksal selbst verantwortlich 
sein. Sorge du, Staat, dafür, daß ich 
dazu auch in der Lage bin". Eine 
Ordnung, die das ermöglicht, 
dürfte den Vorstellungen der 
Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands entsprechen. Und 
das ganze Land zur Blüte bringen. 
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